
a) Das Gericht muß sich über die Sachkenntnisse des 
Sachverständigen unterrichten. Unterläßt es die Prü­
fung, ob der Sachverständige auf dem in Frage kom­
menden Gebiet über hinreichende Kenntnisse verfügt, so 
verstößt es gegen seine Pflicht zur Erforschung der 
objektiven Wahrheit (§ 200 StPO)24).

b) Das Gericht ist verpflichtet, das Sachverständigen­
gutachten, wie alle übrigen Beweismittel, kritisch zu 
prüfen25).

aa) Es darf eine Tatsache, die der Sachverständige 
zur Begründung seines Erfahrungssatzes verwendet, 
nicht ohne weiteres als gegeben hinnehmen, sondern ist 
verpflichtet, das Vorliegen der vom Sachverständigen 
behaupteten Tatsache selbst festzustellen. — So waren 
z. B. zwei Bauern wegen Weiterverbreitung von 
Schweinepest angeklagt und auf Grund des tierärzt­
lichen Gutachtens auch verurteilt worden. Das Sach­
verständigengutachten stellte ein fahrlässiges Verhalten 
der Bauern bei der Erkrankung von Schweinen fest. 
Eine spätere Überprüfung ergab, daß keine Anhalts­
punkte für das tatsächliche Vorhandensein von 
Schweinepest auf diesen Höfen gegeben waren.

bb) Das Gericht darf sich nicht, ohne sich eine eigene 
feste Meinung gebildet zu haben, der Auffassung des 
Sachverständigen, der unberechtigterweise die für die 
politisch-juristische Beurteilung des Falles notwendige 
Schlußfolgerung zieht, anschließen. — So zog ein ärzt­
liches Gutachten über den Entwicklungsstand 12- bis 
14jähriger Mädchen die Schlußfolgerung, daß die Aus­
sagen dieser Mädchen glaubhaft seien und daß es 
durchaus möglich sei, daß der Angeklagte unzüchtige 
Handlungen an diesen Mädchen vorgenommen habe. 
Das Gericht verurteilte den Angeklagten, ohne sich in 
ausreichendem Maße mit seinen Erklärungen in der 
Hauptverhandlung und mit den übrigen Beweisen zu 
beschäftigen, insbesondere ohne sich, gestützt auf sein 
demokratisches Rechtsbewußtsein und die Gesamtheit 
der Beweise, eine eigene richterliche Überzeugung ge­
bildet zu haben.

cc) Das Gericht darf das Gutachten des Sachverstän­
digen nicht als unumstößlich und unwiderleglich hin­
nehmen. — In einer bestimmten Strafsache war ein 
Bauingenieur angeklagt, bei der Ausführung eines 
Tunnelbaues fahrlässig gearbeitet und dadurch den 
Einsturz des Tunnels und die Verletzung und Tötung 
mehrerer Menschen verursacht zu haben. Der als Sach­
verständige hinzugezogene Wissenschaftler erklärte in 
der Hauptverhandlung, daß Ursache des Einsturzes 
nicht das Verhalten des Angeklagten, sondern andere 
natürliche Umstände seien, die der Angeklagte nicht 
zu verantworten habe. Diesem Gutachten standen die 
Aussagen mehrerer Zeugen, Arbeiter der Baustelle, 
gegenüber, die auf die nachlässige Arbeitsweise des 
Angeklagten hinwiesen. Das Gericht schwankte zu­
nächst, stützte seine Entscheidung schließlich aber doch, 
beeinflußt durch die wissenschaftliche Autorität des 
Sachverständigen, auf das Gutachten und sprach den

24) vgl. OGSt Bd. I S. 239.
25) vgl. OG-Urteil vom 20. Januar 1953 — 1 p Ust 4/53 (NJ 1953 

S. 145). In dieser Entscheidung heißt es: „Ein Sachverstän­
digengutachten ist ein Beweismittel, das von dem übrigen Er­
gebnis der Beweisaufnahme nicht isoliert betrachtet werden 
kann. Das Gericht hat vielmehr alle in der Sache erhobenen 
Beweise kritisch zu untersuchen, miteinander zu vergleichen 
und zu beurteilen, um zu einem richtigen Beweisergebnis und 
mithin zu richtigen tatsächlichen Feststellungen zu gelangen. 
Die von der Berufung vertretene Ansicht würde bedeuten, 
daß das Gericht an das Sachverständigengutachten gebunden 
wäre und den zu untersuchenden und festzustellenden Um­
ständen nicht seine eigene Beurteilung, sondern die des Sach­
verständigen zugrunde legen müßte. Dem Sachverständigen­
gutachten kommt vielmehr die Bedeutung zu, das Gericht bei 
der. Analyse verschiedener Umstände zu unterstützen; jedoch 
bleibt für das Gericht die Aufgabe bestehen, die mit Hilfe 
der Wissenschaft und der wissenschaftlichen Methode wahr­
genommenen und erkannten Umstände unter kritischer Be­
trachtung des gesamten Ergebnisses der Beweisaufnahme zu 
beurteilen. Kommt das Gericht auf Grund dieser Unter­
suchung zu einem anderen als dem im Sachverständigengut­
achten dargelegten Ergebnis, so hat es, wenn dies im Interesse 
der Wahrheitserforschung erforderlich und ausführbar ist, ein 
weiteres Gutachten einzuholen. Entspricht jedoch die vor­
genommene Sachaufklärung dem in § 200 StPO enthaltenen
Grundsatz der Erforschung der Wahrheit, so hat das Gericht 
zu entscheiden und das von dem Sachverständigengutachten 
abweichende Ergebnis seiner Beurteilung eingehend in seinem 
Urteil zu begründen.“

Angeklagten frei. Spätere Untersuchungen, die sich 
mit der Tätigkeit des Sachverständigen befassen, führ­
ten zu dem Ergebnis, daß er oberflächlich gearbeitet 
hatte und sein Gutachten nicht den Tatsachen ent­
sprach,

c) Schließlich ist es wichtig, daß sich das Gericht, 
ebenso wie beim Zeugen, über die soziale Stellung und 
Herkunft des Sachverständigen unterrichtet. Das ist 
mindestens dann notwendig, wenn besondere Umstände 
es erfordern, andere Sachverständige als solche von 
staatlichen Dienststellen heranzuziehen26).

5. Sachliche Beweismittel
Die letzte Gruppe der Beweismittel bilden die Sach- 

beweise, die entweder Beweisstücke oder schriftliche 
Beweise sind. Die Augenscheinsobjekte — das Gesetz 
spricht in § 289 Abs. 4 StPO von der Einnahme des 
Augenscheins als Beweisquelle — bilden keine selb­
ständige Beweisart, sondern sind ebenfalls Beweis­
stücke.

Unter Beweisstücken sind all die Sachen zu verstehen, 
die als Beweismittel für die Untersuchung von Bedeu­
tung sein können. Darunter fallen all die Gegenstände, 
die als Werkzeug zur Verübung eines Verbrechens ge­
dient haben, die Spuren des Verbrechens erhalten 
haben öder selbst Gegenstand des Verbrechens im Sinne 
des materiellen Strafrechts waren, und ebenso alle son­
stigen Gegenstände und Unterlagen, die als Mittel zur 
Feststellung des Verbrechens und des Schuldigen dienen 
können. Das sind nicht nur feste, bewegliche oder un­
bewegliche Sachen, sondern ebenso flüssige (z. B. ver­
giftete Getränke), gasförmige (z. B. eine Ampulle mit 
Tränengas) usw. Auch der menschliche Körper kann 
dann, wenn er Spuren oder Folgen einer strafbaren 
Handlung erkennen läßt (§ 66 Abs. 2 StPO), Beweis­
stück in diesem Sinne sein. Das gleiche gilt für den 
Leichnam eines Menschen (§ 69 StPO). Zu den Beweis­
stücken in diesem Sinne gehören auch die schriftlichen 
Unterlagen, die nicht wegen ihres Inhalts, sondern 
wegen der Art oder der Umstände ihrer Auffindung 
für die Feststellung der Tat und des Täters von Bedeu­
tung sein können, so z. B. ein am Tatort verloren 
gegangener Personalausweis.

Diese Beweisstücke sind für die Erforschung der 
Wahrheit im Strafprozeß von nicht zu unterschätzender 
Bedeutung. Ein am Tatort hinterlassener Fingerabdruck, 
eine Blutspur an den Kleidern des Verdächtigten, 
eine Fußspur, ein verloren gegangener Knopf u. ä. 
Dinge haben schon manchen Verdächtigten überführt. 
Für die Beurteilung der Beweisstücke ist folgendes zu 
beachten:

a) Die Beweisstücke bieten gegenüber den persön­
lichen Beweismitteln den Vorteil, daß sie objektive Er­
scheinungen sind. Sie sind gegenständlicher Natur, sind 
Sachen, Tatsachen — und Tatsachen sind bekanntlich 
beharrlich. Spuren des Verbrechens, Fingerabdrücke an 
einer Waffe, Stoffreste aus dem Anzug des Täters in 
den Händen des Getöteten usw., das sind objektive 
Beweise, die einen entscheidenden Einfluß auf den Aus­
gang des Verfahrens ausüben können. In dieser Objek­
tivität liegt die Stärke der Beweisstücke als Quelle der 
inneren richterlichen Überzeugung.

b) Die Schwächen dieser Beweisstücke liegen darin, 
daß sie die Möglichkeit der Verfälschung bieten. So 
gibt es Fälle, in denen am Tatort „künstliche Spuren“ 
hinterlassen werden, um die Untersuchungsorgane, den 
Staatsanwalt und das Gericht irrezuführen; es gibt Bei­
spiele der Fälschung von Fingerabdrücken, Vor­
täuschung von Selbstmord u. a.

c) Deshalb ist es wichtig, daß in allen Fällen, in 
denen eine Beweisführung mit Hilfe solcher Beweis­
stücke erfolgt, eine gewissenhafte, kritische Prüfung 
erfolgt. Die eingehende Beurteilung der Beweisstücke, 
ihre zutreffende Würdigung, setzt voraus, daß der 
Untersuchungsführer, der Staatsanwalt oder Richter,

26) so konnte z. B. bei einem Spezialisten für Nervenkrank­
heiten beobachtet werden, daß er bei Untersuchungen über 
den Geisteszustand des Angeklagten gewöhnlich dann die 
Voraussetzungen des § 51 Abs. l oder 2 als gegeben ansah, 
wenn dieser ein Verbrechen nach Art. 6 der Verfassung der 
DDR oder ein Wirtschaftsverbrechen begangen hatte.
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